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Der verbleibende Gewinn ist der Nettogewinn. Bei der 
Planung des Nettogewinns ist von der staatlichen Plan­
kennziffer Nettogewinn auszugehen.

Die Verwendung des Nettogewinns ist in den VEB auf der 
Grundlage der Finanzierungsrichtlinie vom 3. Juli 1972 
für die volkseigene Wirtschaft (GBl. II Nr. 42 S. 469) zu 
planen.

4. Die Höhe der Zuführungen zum Investitionsfonds ist aus 
dem planmäßigen Finanzbedarf zu bestimmen.

Planmäßige Verwendung des Investitionsfonds

Als Verwendung des Investitionsfonds ist folgender Fi­
nanzbedarf zu planen:

— für im Rahmen der staatlichen Plankennziffer „In­
vestitionen (materielles Volumen)“ fertigzustellende In­
vestitionen sowie die dafür an die Auftragnehmer noch 
zu leistende Zahlungen für Überhänge aus dem Vor­
jahr,

— für Abschlagzahlungen*,

— für im Planjahr fertigzustellende Investitionen, die aus 
dem Leistungsfonds und aus Teilen des überbotenen 
bzw. im Vorjahr übererfüllten Nettogewinns entspre­
chend der Finanzierungsrichtlinie für die volkseigene 
Wirtschaft finanziert werden,

— für die Tilgung von Grundmittelkrediten**,

— für die Tilgung von Zwischenkrediten für Abschlagzah­
lungen,

— für gemeinsame Investitionen und den Erwerb ge­
brauchter Grundmittel,

— für die Ablösung themengebundener Grundmittel, die 
aus Forschungs- und Entwicklungsmitteln finanziert 
werden***,

— für die Ablösung von Devisenkrediten für Investitio­
nen,

— für die Zahlung der Bodennutzungsgebühr.

' Finanzierungsquellen für Investitionen
Für die planmäßige Finanzierung der Investitionen sind 
einzusetzen:

— Amortisationen des Planjahres,

— Erlöse aus dem Verkauf von Grundmitteln,

— nicht verbrauchte Mittel des Investitionsfonds des Vor­
jahres,

— Aufnahme von Grundmittelkrediten****,

— Zwischenkredite für Abschlagzahlungen,

— in die Selbstkosten verrechnete Restbuchwerte,

• Anordnung vom 10. März 1971 über Abschlagzahlungen für un­
vollendete Investitionsleistungen (GBl. II Nr. 32 S. 264),
Anordnung Nr. 3 vom 9. September 1971 (GBl. II Nr. 67 S. 583), 
Anordnung Nr. 4 vom 14. November 1972 (GBl. II Nr. 71 S. 828)

•* Im Rahmen der volkswirtschaftlichen Berechnungskennziffer 
„Veränderung des Kreditvolumens für Grundmittelkredite“ und .der 
mit der Bank im Kreditvertrag vereinbarten Höhe sowie zusätzliche 
Tilgung aus überbotenem Nettogewinn und aus Mitteln des Vor­
jahres

Anordnung vom 18. Dezember 1972 über die Finanzierung und 
Stimulierung wissenschaftlich-technischer Leistungen in der DDR 
(GBl. II Nr. 73 S. 839)

**** Im Rahmen der volkswirtschaftlichen Berechnungskennziffer 
„Veränderung des Kreditvolumens für Grundmittelkredite“ und der 
mit der Bank im Kreditvertrag vereinbarten Höhe

— Haushaltsmittöl für Investitionen, die durch den Mini­
sterrat beschlossen werden, bzw. Mittel des übergeord­
neten Organs entsprechend den Festlegungen bei der 
Erteilung der staatlichen Plankennziffern,

— Zuführungen aus dem Leistungsfonds,

— andere Finanzierungsquellen entsprechend den Rechts­
vorschriften.

Der nach Einsatz dieser Mittel noch verbleibende Finanz­
bedarf für Investitionen ist als Verwendung des Netto­
gewinns zu planen.

5. Die Höhe der Zuführungen zum Umlaufmittelfonds ist aus 
dem planmäßigen Finanzbedarf für Umlaufmittelerhö­
hungen zu bestimmen.

Finanzbedarf für die Erhöhung der materiellen Bestände 
und der Forderungen

Der Planung der materiellen Bestände sind staatliche Auf­
gaben und staatliche Planauflagen für die Entwicklung der 
materiellen Bestände sowie technisch-ökonomisch begrün­
dete Normative und Kennziffern der Materialökonomie 
gemäß den planmethodischen Festlegungen zugrunde zu 
legen. Für die Planung der Forderungen sind ökonomisch 
begründete Zahlungsfristen anzuwenden. Die VEB haben 
einen Richtsatzplan auszuarbeiten.

Finanzierungsquellen für Veränderungen der materiellen 
Bestände und Forderungen

r Als Finanzierungsquellen sind einzusetzen:

— Veränderung der Verbindlichkeit aus Warenlieferun­
gen und Leistungen,

— Veränderung der Ständigen Passiva.*

Bei der Planung des Kreditbedarfs der General- und 
Hauptauftragnehmer zur Finanzierung von Umlaufmittel­
beständen sind die Abschlagzahlungen für Investitionen zu 
berücksichtigen.

Der nach Einsatz dieser Finanzierungsquellen bis zur Er­
reichung des nach den Rechtsvorschriften** festgelegten 
Eigenmittelanteils noch erforderliche Finanzbedarf ist bei 
der Ausarbeitung des Planentwurfs als Verwendung von 
Nettogewinn für die Zuführung zum Umlaufmittelfonds 
zu planen.

Fordert die Geschäftsbank höhere Zuführungen zum Um­
laufmittelfonds aus Nettogewinn, weil die Eigenmittel des 
VEB zum überwiegenden Teil aus Verbindlichkeiten aus 
Warenlieferungen und Leistungen bestehen, ist die von der 
Bank geforderte Zuführung als Verwendung vom Netto­
gewinn zu planen.***

VEB, in denen die planmäßige Eigenmittelbeteiligung ge­
genwärtig noch unter 50 % liegt und die gleichzeitig mit 
der Bank Kreditverträge zur Vorfinanzierung von plan­
mäßig zu bildenden Eigenmitteln**** abgeschlossen haben

* § 6 der Verordnung vom 20. Januar 1971 über die Planung und 
Finanzierung der Umlaufmittel (GBl. II Nr. 13 S. 85)

** § 7 der Verordnung vom 20. Januar 1971 über die Planung und 
Finanzierung der Umlaufmittel (GBl. II Nr. 13 S. 85)

*** § 7 Abs. 5 der Verordnung vom 20. Januar 1971 über die Pla­
nung und Finanzierung der Umlaufmittel (GBl. II Nr. 13 S. 85)

**** Regelung der Staatsbank der Deutschen Demokratischen Repu­
blik vom 29. April 1970 zur Vorfinanzierung von planmäßig im Fünf­
jahrplanzeitraum 1971 bis 1975 zu bildenden Eigenmitteln durch 
Kredit zur Erhöhung des Eigenmittelanteils an der Finanzierung 
der UmlaufmittelLcständr in dei volkseigenen Wirtschaft (wurde 
den Beteiligten unmittelbaz zugestellt)


